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833. Bundesgesetz: Änderung des Lebensmittelbewirtschaftungsgesetzes 1952
(NR: GP XIX RV 368 AB 378 S. 57 BR: AB 5113 S. 606.)

834. Bundesgesetz: Änderung des Energielenkungsgesetzes 1982
(NR: GP XIX RV 365 AB 376 S. 57 BR: 5106 AB 5111 S. 606.)
[CELEX-Nr.: 373L0283]

835. Bundesgesetz: Änderung des Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetzes 1982
(NR: GP XIX RV 364 AB 375 S. 57 BR: 5105 AB 5110 S. 606.)

836. Bundesgesetz: Änderung des Versorgungssicherungsgesetzes - VerssG 1992
(NR: GP XIX RV 366 AB 377 S. 57 BR: 5107 AB 5112 S. 606.)

837. Bundesgesetz: Änderung des Bergbauforderungsgesetzes 1979
(NR: GP XIX RV 371 AB 379 S. 57 BR: AB 5114 S. 606.)

833. Bundesgesetz, mit dem das Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952 geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
(Verfassungsbestimmung)

(1) Die Erlassung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz
1952, BGBl. Nr 183, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 250/1956, 78/1963, 411/1970,
810/1974, 298/1976, 268/1978, 285/1980, 262/1984, 333/1988 und 377/1992 sowie im Art. II des vorlie-
genden Bundesgesetzes enthalten sind, sowie die Vollziehung dieser Vorschriften sind bis zum Ablauf
des 31 Dezember 1996 auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das B-VG etwas anderes
vorsieht. Die in diesen Vorschriften geregelten Angelegenheiten können unmittelbar von Bundesbehör-
den versehen werden.

(2) Die Erlassung von Verordnungen des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft auf Grund
des Art. II bedarf, soweit derartige Verordnungen nicht ausschließlich die gänzliche oder teilweise Auf-
hebung von Lenkungsmaßnahmen zum Gegenstand haben, der Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates.

(3) Bei Gefahr in Verzug sind Verordnungen des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft auf
Grund des Art. II gleichzeitig mit dem Antrag auf Erteilung der Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates zu erlassen. Verordnungen, deren Erlassung die Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates nicht vorangegangen ist, sind unverzüglich aufzuheben, wenn der Hauptausschuß des Na-
tionalrates ihre Erlassung nicht oder nicht innerhalb der dem Einlangen des Antrages folgenden Woche
zustimmt.

(4) Beschlüsse des Hauptausschusses des Nationalrates, mit denen die in den Abs. 2 und 3 erwähnte
Zustimmung erteilt wird, können nur in Anwesenheit von mindestens der Hälfte seiner Mitglieder und mit
einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen gefaßt werden.

(5) Dieser Artikel tritt mit l Jänner 1996 in Kraft und mit Ablauf des 31 Dezember 1996 außer
Kraft.

(6) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die Bundesregierung betraut.

Artikel II
Das Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952, BGBl. Nr 183, zuletzt geändert durch das Bundes-

gesetz BGBl. Nr. 377/1992, wird wie folgt geändert:
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l § l Abs. 3 lautet:
„(3) Für folgende Waren - im folgenden Waren genannt - können Lenkungsmaßnahmen ergriffen

werden:
l Lebensmittel einschließlich Trinkwasser,
2. Marktordnungswaren im Sinne des § 95 Marktordnungsgesetz 1985, BGBl. Nr 210, in der je-

weils geltenden Fassung, sonstige landwirtschaftliche Erzeugnisse und Tiere, die für die Gewin-
nung von Lebensmitteln geeignet sind,

3. Düngemittel,
4. Pflanzenschutzmittel,
5. Futtermittel und
6. Saat- und Pflanzgut."
2. § l Abs. 5 lautet:
„(5) Waren, die in das Bundesgebiet durch karitative Hilfsaktionen eingeführt oder verbracht und

dem karitativen Zweck zugeführt werden, unterliegen nicht der Bewirtschaftung auf Grund dieses Bun-
desgesetzes."

3. § 2 lautet:
„§ 2. (1) Lenkungsmaßnahmen sind
l Gebote, Verbote und die Anordnung von Bewilligungspflichten hinsichtlich der Produktion, des

Transportes, der Lagerung, der Verteilung, der Abgabe, des Bezuges, der Verbringung, der Ein-
und Ausfuhr sowie der Verwendung von Waren;

2. Anweisungen an Besitzer oder andere Verfügungsberechtigte von Transport-, Lager- und Vertei-
lungseinrichtungen für gemäß Z l gelenkte Waren;

3. das Verbot des gewerblichen Verkaufes der gemäß Z l gelenkten Waren mit Ausnahme von
leichtverderblichen Lebensmitteln des täglichen Bedarfes auf die Dauer von bis zu 48 Stunden. In
diese Frist sind Zeiträume, die auf einen Sonntag oder gesetzlichen Feiertag fallen, nicht einzu-
rechnen.

(2) Eine Verordnung nach § l Abs. l kann vorsehen, daß das Eigentum an Waren, die dauernde oder
zeitweilige Einräumung, Einschränkung oder Aufhebung von dinglichen oder obligatorischen Rechten an
Waren im Wege der Enteignung in Anspruch genommen werden kann."

4. Die §§ 3 und 4 lauten.
„§ 3. Eine Verordnung nach § l Abs. l kann auch festlegen - soweit dies zur Erreichung der in § l

genannten Ziele erforderlich ist -, daß insbesondere Brotgetreide (Roggen, Weizen, Triticale und deren
Gemenge), soweit dieses für den menschlichen Genuß geeignet ist, weder verfüttert noch mit anderem
Getreide oder mit Futtermitteln vermischt oder zu solchen verarbeitet werden darf.

§ 4. (1) Eine Verordnung nach § l Abs. l kann auch festlegen - soweit dies zur Erreichung der in
§ l genannten Ziele erforderlich ist -, daß insbesondere Getreide (Roggen, Weizen, Gerste, Triticale,
Hafer, Buchweizen, Hirse, Mais, Reis und deren Gemenge) sowie Kartoffeln, soweit diese Waren auf
Grund behördlicher Feststellung für den menschlichen Genuß oder für Fütterungszwecke geeignet sind,
zur Herstellung von Alkohol ohne besondere behördliche Genehmigung nicht verwendet werden dürfen.

(2) Die Herstellung von Alkohol aus anderen landwirtschaftlichen Erzeugnissen kann Beschränkun-
gen unterworfen werden.

(3) Durch die Abs. l und 2 werden die monopolrechtlichen Bestimmungen des Alkohol-Steuer und
Monopolgesetzes 1995, BGBl. Nr. 703/1994, nicht berührt."

5. § 6 Abs. 2 bis 5 lauten:
„(2) Dem Bundeslenkungsausschuß haben als Mitglieder anzugehören:
l ein Vertreter des Bundeskanzlers, zwei Vertreter des Bundesministers für Land- und Forstwirt-

schaft sowie je ein Vertreter der Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten, für wirtschaftli-
che Angelegenheiten, für Arbeit und Soziales, für Finanzen, für Gesundheit und Konsumenten-
schutz, für Inneres, für Jugend und Familie, für Landesverteidigung, für Umwelt und für öffentli-
che Wirtschaft und Verkehr,

2. je zwei Vertreter der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs, der Bun-
desarbeitskammer, der Wirtschaftskammer Österreich und des Österreichischen Gewerkschafts-
bundes,

3. je ein Vertreter jedes Landes,
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4. ein Vertreter der Agrarmarkt Austria,
5. je ein Vertreter des österreichischen Gemeindebundes und des österreichischen Städtebundes.
(3) Dem Landeslenkungsausschuß haben als Mitglieder jedenfalls anzugehören:
l je ein Vertreter der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, für wirtschaftliche Angelegen-

heiten, für Inneres und für Landesverteidigung,
2. je ein Vertreter der Landwirtschaftskammer, der Kammer für Arbeiter und Angestellte, der Wirt-

schaftskammer sowie des Österreichischen Gewerkschaftsbundes in dem jeweiligen Land.
(4) Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu bestellen. Der Vertreter des Bundeskanzlers und des-

sen Ersatzmitglied sind durch den Bundeskanzler, die Vertreter der Bundesminister und deren Ersatz-
mitglieder sind jeweils durch den entsendenden Bundesminister zu bestellen und zu entlassen. Die im
Abs. 2 Z 2 und Abs. 3 Z 2 genannten Mitglieder (Ersatzmitglieder) sind von der jeweils entsendenden
Interessenvertretung, die im Abs. 2 Z 3 genannten Mitglieder (Ersatzmitglieder) sind durch den zuständi-
gen Landeshauptmann, die im Abs. 2 Z 4 genannten Mitglieder (Ersatzmitglieder) sind vom Vorstand der
Agrarmarkt Austria, die im Abs. 2 Z 5 genannten Mitglieder (Ersatzmitglieder) sind von der entsenden-
den Stelle namhaft zu machen. Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) nach Abs. 2 Z 2 bis Z 5 sind vom Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft und jene nach Abs. 3 Z 2 vom jeweiligen Landeshauptmann zu
bestellen und zu entlassen. Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) gemäß Abs. 2 und 3 üben ihre Funktion
ehrenamtlich aus.

(5) Die im Abs. 2 Z 2 und 5 und Abs. 3 Z 2 genannten Mitglieder (Ersatzmitglieder) haben Anspruch
auf Ersatz der ihnen aus ihrer Tätigkeit im jeweiligen Ausschuß erwachsenden Barauslagen."

6. §7 lautet:
„§ 7 (1) Rechtsgeschäfte, die nach dem Inkrafttreten einer auf Grund dieses Bundesgesetzes erlas-

senen Verordnung getätigt worden sind, sind soweit rechtsunwirksam, als ihre Erfüllung einem in der
Verordnung ausgesprochenen Verbot zuwiderlaufen würde.

(2) Rechtsgeschäfte, die vor dem Inkrafttreten von auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Ver-
ordnungen abgeschlossen, jedoch noch nicht oder nicht vollständig erfüllt wurden, werden aufgehoben,
soweit sie noch nicht erfüllt sind und die Erfüllung einem ausgesprochenen Verbot zuwiderlaufen wür-
de."

7 § 8 Abs. 1 lautet:
„(1) Jedermann ist verpflichtet, den mit der Lenkung befaßten Behörden auf Verlangen jene Nach-

weise zu erbringen, jene Auskünfte zu erteilen sowie jene Daten zu übermitteln oder zu überlassen, die
zur Durchführung der Lenkungsmaßnahmen oder zur Vorbereitung der Durchführung dieser Maßnahmen
erforderlich sind, und nach Maßgabe der zu erlassenden Vorschriften bei der Durchführung der Len-
kungsvorschriften mitzuwirken."

8. § 8a lautet:
„§ 8a. Die Gemeinden sind ermächtigt, zum Zweck der Durchführung der Lenkungsmaßnahmen

oder zur Vorbereitung der Durchführung dieser Maßnahmen Meldedaten auf Grund des Meldegesetzes
1991, BGBl. Nr. 9/1992, in der jeweils geltenden Fassung zu benützen."

9. § 9 Abs. 4 bis 6 lauten:
„(4) Wenn es im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen

ist, ist durch Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft zur Durchführung von Len-
kungsmaßnahmen oder zur Vorbereitung dieser Maßnahmen hinsichtlich Marktordnungswaren im Sinne
des § 95 Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, in der jeweils geltenden Fassung, die Agrarmarkt
Austria heranzuziehen. Hinsichtlich der übrigen in § l Abs. 3 Z 2 genannten Waren kann die Agrarmarkt
Austria herangezogen werden.

(5) Im Falle des Abs. 4 untersteht die Agrarmarkt Austria hinsichtlich der Gesetzmäßigkeit ihrer
Vollziehung dem Weisungs- und Aufsichtsrecht des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft.

(6) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft und - soweit die Agrarmarkt Austria gemäß
Abs. 4 herangezogen wird - auch die Agrarmarkt Austria sind ermächtigt, zum Zwecke der Durchführung
der Lenkungsmaßnahmen oder zur Vorbereitung der Durchführung dieser Maßnahmen Daten im Sinne
des Datenschutzgesetzes, BGBl. Nr 565/1978, in der jeweils geltenden Fassung, über Waren zu benüt-
zen."

10. § 10 lautet:
„§ 10. Schriften und Amtshandlungen in den Verfahren nach diesem Bundesgesetz sind von den

Stempelgebühren sowie von den Bundesverwaltungsabgaben befreit."
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11 § 11 Abs. l lautet:
„(1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren

Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde zu
bestrafen

l mit Geldstrafe bis zu einer Million Schilling, wer
a) vorsätzlich oder grob fahrlässig Lenkungsmaßnahmen gemäß den §§ 2 bis 4 zuwiderhandelt,
b) vorsätzlich die Durchführung von Verboten und Geboten gemäß § 2 Abs. l Z l und 3, § 3 und

§ 4 Abs. l und 2 erschwert oder unmöglich macht, sofern die Tat nicht nach lit. a zu bestrafen
ist;

2. mit Geldstrafe bis zu 200 000 S, wer den Bestimmungen des § 8 zuwiderhandelt."
12. § 13 lautet:
„§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des 31 Dezember 1996 außer Kraft.
(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut:
l hinsichtlich Lenkungsmaßnahmen für Düngemittel und Pflanzenschutzmittel und hinsichtlich der

Vollziehung des § 2 Abs. l Z 3 der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten,

2. hinsichtlich Lenkungsmaßnahmen für die in § l Abs. 3 Z l genannten Waren der Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit und
Konsumentenschutz,

3. hinsichtlich des § 4 der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen,

4. hinsichtlich des § 6 Abs. 2 Z l der Bundeskanzler bzw nach Maßgabe ihrer Zuständigkeit die
dort genannten Bundesminister,

5. hinsichtlich des § 6 Abs. 3 Z l nach Maßgabe ihrer Zuständigkeit die Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, für wirtschaftliche Angelegenheiten, für Inneres und für Landesverteidigung,

6. hinsichtlich des § 9a Abs. 2 erster bis vierter Satz der Bundesminister für Justiz,
7 hinsichtlich der §§ 8d und 10 nach Maßgabe ihrer Zuständigkeit die Bundesregierung bzw der

Bundesminister für Finanzen,
8. hinsichtlich des § 12 der Bundesminister für Inneres und
9 hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft."

Artikel III
Artikel II dieses Bundesgesetzes tritt mit l Jänner 1996 in Kraft.

Klestil

Vranitzky

834. Bundesgesetz, mit dem das Energielenkungsgesetz 1982 geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:
Das Energielenkungsgesetz 1982, BGBl. Nr. 545, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.

Nr. 267/1984, BGBl. Nr 336/1988 und BGBl. Nr. 382/1992 wird geändert wie folgt:
1 (Verfassungsbestimmung) Art. lautet:

„Artikel I
(Verfassungsbestimmung)

(1) Die Erlassung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Art. II des Energielenkungsgesetzes
1982, BGBl. Nr 545, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 267/1984, BGBl. Nr 336/1988 und
BGBl. Nr. 382/1992 und der Z 2 des Bundesgesetzes, mit dem das Energielenkungsgesetz 1982 geändert
wird, BGBl. Nr. 834/1995, enthalten sind, sowie die Vollziehung dieser Vorschriften sind bis zum Ablauf
des 31 Dezember 1996 auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes-
Verfassungsgesetz etwas anderes vorsieht. Die in diesen Vorschriften geregelten Angelegenheiten können
- unbeschadet der Stellung des Landeshauptmannes gemäß Art. 102 Abs. l B-VG - nach Maßgabe des
§ 9 von Einrichtungen der gesetzlichen Interessenvertretungen im übertragenen Wirkungsbereich und
nach Maßgabe des § 15 von Landeslastverteilern als Bundesbehörden unmittelbar versehen werden.
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(2) Dieser Artikel tritt mit l Jänner 1996 in Kraft.
(3) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die Bundesregierung betraut."

(1a) Art. II § 2 Abs. l wird wie folgt geändert:
„(1) Die Bundesregierung hat im Einvernehmen mit dem Hauptausschuß des Nationalrats durch

Verordnung festzustellen, ob und welche Voraussetzungen des § l Abs. l gegeben sind."
2. Art. II § 34 Abs. 1 lautet:
„(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des 31 Dezember 1996 außer Kraft."

Klestil

Vranitzky

835. Bundesgesetz, mit dem das Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz 1982 geändert
wird

Der Nationalrat hat beschlossen:
Das Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz 1982, BGBl. Nr. 546, in der Fassung der Bundesgesetze

BGBl. Nr 266/1984, BGBl. Nr. 652/1987, BGBl. Nr 339/1988 und BGBl. Nr 383/1992 und der Kund-
machung BGBl. Nr 90/1990 wird wie folgt geändert:

l (Verfassungsbestimmung) Art. I lautet:

„Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

(1) Die Erlassung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie in den Artikeln II, III und IV des Erdöl-
Bevorratungs- und Meldegesetzes 1982, BGBl. Nr. 546, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 266/1984, BGBl. Nr. 652/1987, BGBl. Nr 339/1988 und BGBl. Nr 383/1992 und in den Z 2 bis 16
des Bundesgesetzes, mit dem das Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz 1982 geändert wird, BGBl.
Nr. 835/1995, enthalten sind, sowie die Vollziehung dieser Vorschriften sind bis zum Ablauf des
31 Dezember 1996 auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz
etwas anderes vorsieht.

(2) Dieser Artikel tritt mit l Jänner 1996 in Kraft.
(3) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die Bundesregierung betraut."
2. Art. II § 1 lautet:
„§ 1. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeuten die Begriffe

l „IEP-Übereinkommen" das Übereinkommen vom 18. November 1974 über ein Internationales
Energieprogramm, BGBl. Nr. 317/1976;

2. „Erdöl" Erdöle und Öle aus bituminösen Mineralien, roh, der Position 2709 00 der Kombinier-
ten Nomenklatur, Verordnung (EWG) Nr 2658/1987, des Rates über die zolltarifliche und sta-
tistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif, ausgenommen hochschwefelhältiges
bituminöses Schieferöl;

3. „Erdölprodukte" sind folgende Waren der Position 2710 00 der Kombinierten Nomenklatur
a) „Benzine" Waren der Unterpositionen 27100011, 27100015, 27100021, 27100025,

27100026, 27100027, 27100029, 27100032, 27100034, 27100036, 27100037,
2710 00 39 der Kombinierten Nomenklatur, ausgenommen Petrolether, n-Hexan und
n-Heptan;

b) „Petroleum" Waren der Unterpositionen 2710 00 41, 2710 00 45, 2710 00 51, 2710 00 55,
2710 00 59 der Kombinierten Nomenklatur;

c) „Gasöle" Waren der Unterpositionen 2710 00 61, 2710 00 65, 2710 00 69 der Kombinierten
Nomenklatur, einschließlich des besonders gekennzeichneten Gasöls gemäß § 9 Mineralöl-
steuergesetz 199,5, BGBl. Nr. 630/1994,

d) „Heizöle" Waren der Unterpositionen 2710 00 71, 2710 00 72, 2710 00 74, 2710 00 76,
2710 00 77, 2710 00 78 der Kombinierten Nomenklatur;
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e) „Schmieröle und andere Öle" Waren der Unterpositionen 2710 00 81, 2710 00 83,
2710 00 85, 2710 00 87, 2710 00 88, 2710 00 89, 2710 00 92, 2710 00 94, 2710 00 96,
2710 00 98 der Kombinierten Nomenklatur;

4. „Steinkohle und Steinkohlenkoks" Steinkohle, und Steinkohlenbriketts aus der Position 2701,
Koks und Schwelkoks aus Steinkohle der Unterpositionen 2704 00 11 und 2704 00 19 der
Kombinierten Nomenklatur;

5. „Erdgas" Waren der Unterpositionen 2711 11 00 und 2711 21 00 der Kombinierten Nomenkla-
tur;

6. „Vertragspartner gem. § 4 Abs. l Z 3" alle physischen und juristischen Personen sowie Perso-
nengesellschaften des Handelsrechtes, die durch privatrechtlichen Vertrag die Pflicht übernom-
men haben, eine bestimmte Menge an Pflichtnotstandsreserven zur Verfügung zu halten. Sie ha-
ben nicht die Rechte und Pflichten des Vorratspflichtigen, wohl aber jene des Halters (Z 15);

7 „Lagerhalter" alle physischen und juristischen Personen sowie Personengesellschaften des Han-
delsrechtes, die gemäß § 5 die Vorratspflicht für einen Vorratspflichtigen ganz oder teilweise
übernehmen;

8. „Inhaber eines Steuerlagers" Halter eines Mineralöllagers, dem eine Bewilligung nach § 27
oder § 29 Mineralölsteuergesetz 1995, BGBl. Nr. 630/1994, erteilt worden ist (Steuerlager);

9 „Anwendungsgebiet" das Bundesgebiet mit Ausnahme der Gebiete der Gemeinden Jungholz
(Tirol) und Mittelberg (Vorarlberg);

10. „Drittland", ein Gebiet außerhalb des Gebietes der Europäischen Union;
11 „importieren" das Verbringen der unter Z 2 und 3 bezeichneten Waren im zollrechtlich freien

Verkehr von einem Mitgliedstaat der Europäischen Union in das Anwendungsgebiet oder die
Überführung dieser Waren in den zollrechtlich freien Verkehr aus einem Drittland;

12. „exportieren" das Verbringen der unter Z 2 und 3 bezeichneten Waren im zollrechtlich freien
Verkehr in einen Mitgliedstaat der Europäischen Union aus dem Anwendungsgebiet oder die
Ausfuhr dieser Waren in ein Drittland;

13. „Importeur"
a) diejenige physische oder juristische Person sowie Personengesellschaft des Handelsrechtes,

aa) die bei der Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr der unter Z 2 und 3 bezeich-
neten Waren aus einem Drittland Empfänger ist;

oder
bb) auf deren Rechnung die unter Z 2 und 3 bezeichneten Waren von einem Mitgliedstaat der

Europäischen Union in das Anwendungsgebiet verbracht werden oder
b) sofern im Fall der lit. a zweiter Fall der Verbringer nicht festgestellt werden kann, der Emp-

fänger;
14. „Neuimporteur" Personen gemäß Z 13, die im laufenden Kalenderjahr erstmals einen Import an

Erdöl oder Erdölprodukten zu verzeichnen haben und im vorangegangenen Kalenderjahr keine
dieser Tätigkeiten vorgenommen haben;

15. „Halter" alle physischen und juristischen Personen sowie Personengesellschaften des Handels-
rechtes, die Pflichtnotstandsreserven als Vorratspflichtige gem. § 4 Abs. l Z l und Z 2 oder als
Vertragspartner gemäß § 4 Abs. l Z 3 halten.

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze oder gemeinschafts-
rechtlicher Rechtsakte verwiesen wird, sind diese Bestimmungen in ihrer jeweils geltenden Fassung an-
zuwenden."

3. Art. II § 2 lautet:
„§ 2. (1) Importeure von Erdöl oder Erdölprodukten haben nach Maßgabe der §§ 3 bis 10 Pflicht-

notstandsreserven zu halten (Vorratspflichtige). Sofern es sich um Importeure mit dem Sitz in einem
Drittland oder in einem anderen EU-Mitgliedstaat handelt, ist der erste inländische Warenempfänger
vorratspflichtig. Der Pflicht zur Vorratshaltung wird nur durch solche Mengen an Erdöl und Erdölproduk-
ten entsprochen, die im Eigentum des Halters (§ l Abs. l Z 15) stehen.

(2) Das Befördern von Treibstoffen, die im Hauptbehälter von Fahrzeugen oder deren Reservebehäl-
tern eingeführt werden, stellt keinen Import oder Export im Sinne des § l Abs. l Z 11 oder 12 dar.

(3) Die in § l Abs. l Z 3 lit. e angeführten Waren unterliegen dann nicht der Vorratspflicht,
l wenn sie in Gebinden bis zu 200 Liter Inhalt in das Anwendungsgebiet verbracht werden oder
2. der Importeur den Nachweis erbringt, daß die in das Anwendungsgebiet verbrachte lose Ware

keiner energetischen Nutzung zugeführt wird."
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4. Art. II § 3 Abs. 5 erster und zweiter Satz lauten:
„Der Vorjahresimport wird durch die im jeweils vorangegangenen Kalenderjahr (Importperiode) impor-
tierten Mengen an Erdöl oder Erdölprodukten bestimmt. Er ist um jene Mengen an Erdöl oder Erdölpro-
dukten zu vermindern, welche der Vorratspflichtige im gleichen Zeitraum exportierte."

5. Art. II § 4 Abs. 1 Z 3 lautet:
„3. durch privatrechtlichen Vertrag, der den Vertragspartner verpflichtet, eine bestimmte Menge an

Erdöl oder Erdölprodukten zur Verfügung zu halten, wobei sich diese Mengen entweder im Ei-
gentum des Vorratspflichtigen oder des Vertragspartners befinden müssen."

6. Art. II § 5 Abs. 2 lautet:
„(2) Lagerhalter, die die Vorratspflicht für Dritte übernehmen wollen, bedürfen zur Ausübung dieser

Tätigkeit einer Genehmigung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten. Die Genehmi-
gung ist zu erteilen, wenn der Lagerhalter nach Sachkenntnis, innerer Einrichtung und seinem bisherigen
Verhalten die Gewähr für eine ordnungsgemäße Haltung von Pflichtnotstandsreserven nach diesem Bun-
desgesetz bietet. Die Gewähr für eine ordnungsgemäße Haltung von Pflichtnotstandsreserven ist insbe-
sondere dann nicht gegeben, wenn

1. der Lagerhalter als Vorratspflichtiger seiner Vorrats- oder Meldepflicht nicht nachkommt oder in
der Vergangenheit nicht nachgekommen ist,

2. der Lagerhalter unter dem beherrschenden Einfluß eines Vorratspflichtigen steht, der seiner Vor-
rats- oder Meldepflicht nicht nachkommt oder in der Vergangenheit nicht nachgekommen ist,

3. der Lagerhalter auf einen Vorratspflichtigen, der seiner Vorrats- oder Meldepflicht nicht nach-
kommt oder in der Vergangenheit nicht nachgekommen ist, einen beherrschenden Einfluß ausübt,
oder

4. der Lagerhalter und ein Vorratspflichtiger, der seiner Vorrats- oder Meldepflicht nicht nachkommt
oder in der Vergangenheit nicht nachgekommen ist unter dem beherrschenden Einfluß eines drit-
ten Unternehmens stehen.

Ein beherrschender Einfluß liegt jedenfalls dann vor, wenn ein Unternehmen an einem anderen Unter-
nehmen mit mindestens 50 vH beteiligt ist. Vor Erteilung der Genehmigung sind die Wirtschaftskammer
Österreich, die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs, die Bundesarbeitskammer
und der Österreichische Gewerkschaftsbund zu hören."

7 Art. II § 5 Abs. 6 Z 6 lautet:
„6. Die Lagerhalter haben der Wirtschaftskammer Österreich, der Bundesarbeitskammer sowie dem

Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten jährlich ihre Bilanzen, Geschäftsberichte,
Wirtschaftsprüferberichte sowie die Gewinn- und Verlustrechnung vorzulegen. Die Lagerhalter
sind gegenüber der Wirtschaftskammer Österreich, der Bundesarbeitskammer sowie dem Bun-
desministerium für wirtschaftliche. Angelegenheiten zur Erteilung, von Auskünften über die Ge-
schäftsführung verpflichtet."

8. Art. II § 5 Abs. 7 lautet:
„(7) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten hat die Genehmigung gemäß Abs. 2 zu

widerrufen, wenn der Lagerhalter seine Pflichten nach diesem Bundesgesetz nicht gehörig erfüllt oder die
Voraussetzungen zur Genehmigung gemäß Abs. 2 nicht mehr vorliegen. In diesem Fall hat der Bundesmi-
nister für wirtschaftliche Angelegenheiten in sinngemäßer Anwendung des § 3 Abs. 4 die Haltung der
Pflichtnotstandsreserven für die Vorratspflichtigen, deren Vorratspflicht übernommen wurde, festzule-
gen."

9. Art. II § 6 lautet:
„§ 6. Hat ein Vorratspflichtiger den Import von Erdöl oder Erdölprodukten dauernd eingestellt, so

kann er nach Erfüllung seiner Vorratspflicht über die Pflichtnotstandsreserven verfügen. Die Vorrats-
pflicht ist mit 31 März jenes Jahres erfüllt, in dessen Vorjahr keine Importe durchgeführt wurden."

10. Art. II § 11 lautet:
„§ 11. Wer Erdöl oder Erdölprodukte, die dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes unterliegen, zu

importieren beabsichtigt, hat vor der Aufnahme einer solchen Tätigkeit dies dem Bundesministerium für
wirtschaftliche Angelegenheiten schriftlich zu melden. Weiters hat der Importeur dem Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten unverzüglich die Eröffnung des Konkurses über sein Vermögen wie
auch die Ablehnung des Konkurses mangels Masse zu melden."

II Art. II § 12 Abs. l erster Satz lautet:
„Vorratspflichtige haben bis zum Monatsletzten im Februar eines jeden Jahres schriftlich entspre-

chend den hiefür amtlich aufzulegenden Formularen dem Bundesministerium für wirtschaftliche Angele-
genheiten den Vorjahresimport (§ 3 Abs. 1) an Erdöl und Erdölprodukten zu melden."
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12. Art. II § 14 zweiter Satz lautet:
„Die Meldungen sind mit Stichtag 31 Dezember des Berichtsjahres bis zum Monatsletzten im Februar
des Nachjahres abzugeben."

13. Der bisherige Art. II § 18 erhält die Absatzbezeichnung (1), als Abs. 2 bis 6 werden angefügt:
„(2) Wird Mineralöl aus anderen EU-Mitgliedstaaten zu gewerblichen Zwecken oder im Versand-

handel in das Anwendungsgebiet verbracht, so ist gleichzeitig mit der Vorlage des nach § 35 oder § 42
Mineralölsteuergesetz 1995 vorgesehenen Begleitdokuments dem für die amtliche Aufsicht zuständigen
Zollamt für Zwecke der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ein Meldeschein nach dem in der Anlage
festgelegten Muster in zweifacher Ausfertigung vorzulegen.

(3) Das im Abs. 2 angeführte Zollamt hat die Angaben im Meldeschein mit jenen im Begleitdoku-
ment auf Übereinstimmung zu überprüfen und nach Überprüfung eine Ausfertigung an das Bundesmini-
sterium für wirtschaftliche Angelegenheiten weiterzuleiten. Die zweite Ausfertigung verbleibt beim Zoll-
amt. Stimmen die Angaben im Meldeschein mit jenen im Begleitdokument nicht überein, hat das Zollamt
den Anmeldepflichtigen zur Berichtigung aufzufordern. Unterläßt der Anmeldepflichtige die Berichti-
gung oder verweigert er die Abgabe des Meldescheins hat das Zollamt dies binnen vier Wochen dem
Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten zu berichten. Gleichzeitig hat das Zollamt die im
Meldeschein vorgesehenen Daten unter Heranziehung des Begleitdokuments dem Bundesministerium für
wirtschaftliche Angelegenheiten zu melden.

(4) Ist die Vorlage eines Begleitdokuments nach Abs. 2 nicht erforderlich, hat der Mineralölsteuer-
schuldner gleichzeitig mit der Steueranmeldung den Meldeschein vorzulegen.

(5) l Der Bundesminister für Finanzen hat dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten für jeden Kalendermonat bis zum 15. des Folgemonats die sonst auf dem Meldeschein
vorgesehenen Daten hinsichtlich der in diesem Kalendermonat erfolgten Überführungen von
Erdöl oder Erdölprodukten in den zollrechtlich freien Verkehr zu übermitteln.

2. Bei Anmeldungen im vereinfachten Verfahren nach Art. 76 Abs. l Buchstabe b oder c des
Zollkodex [Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992, ABl. EG
Nr. L 302 vom 19. 10. 1992] hat die Übermittlung der in Z l genannten Daten bis zum Ende
des Folgemonats zu erfolgen und kann die Zollbehörde verlangen, daß der Anmelder ge-
meinsam mit der ergänzenden Anmeldung (§ 59 Abs. 2 Zollrechts-Durchführungsgesetz,
BGBl. Nr 659/1994) Meldescheine abzugeben hat.

(6) l Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten ist berechtigt, für Zwecke dieses
Bundesgesetzes Auskünfte über die im Meldeschein aufscheinenden Daten vom Bundesmi-
nister für Finanzen oder von den Zollbehörden zu verlangen.

2. Der Bundesminister für Finanzen und die Zollbehörden können sich zur Erfassung und
Übermittlung der in diesem Paragraphen genannten Daten und zur Erteilung der nach Z l
verlangten Auskünfte der automationsunterstützten Datenverarbeitung und der automations-
unterstützten Datenübermittlung bedienen.

3. Der Bundesminister für Finanzen kann im Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirt-
schaftliche Angelegenheiten für alle oder bestimmte Vorgänge auf den Meldeschein verzich-
ten, wenn die automationsunterstützte Meldung der erforderlichen Daten an das Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Angelegenheiten gewährleistet ist."

14. Art. II §§ 21 und 22 lauten:
„§ 21. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden

strafbaren Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung, wer seiner Vorratspflicht nach § 2 nicht
nachkommt, und ist mit Geldstrafe bis zu 800 000 S, im Fall der fahrlässigen Begehung mit Geldstrafe bis
zu 400 000 S zu bestrafen.

(2) Hat der Täter durch die Begehung einer im Abs. l mit Strafe bedrohten Handlung sich oder einen
Dritten mit dessen Wissen unrechtmäßig bereichert, so ist er oder der Dritte zur Zahlung eines dem Aus-
maß der Bereicherung entsprechenden Geldbetrages zu verpflichten. Eine Verpflichtung des Dritten zur
Zahlung eines dem Ausmaß der Bereicherung entsprechenden Geldbetrages besteht auch dann, wenn der
Dritte von der durch die Handlung bewirkten Bereicherung wissen mußte.

(3) Von einer Maßnahme gemäß Abs. 2 kann abgesehen werden, wenn der Vermögensvorteil ge-
ringfügig ist oder wenn die Maßnahme den Betroffenen unbillig hart träfe.

(4) Die Verjährungsfrist (§ 31 Abs. 2 VStG) beträgt ein Jahr
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§ 22. Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren
Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 30 000 S zu bestrafen,
wer

l den Bestimmungen des § 4 Abs. 2 über das Verbot der Weiterüberbindung einer gemäß § 4
Abs. l Z 3 übernommenen Verpflichtung zuwiderhandelt,

2. die Tätigkeit eines Lagerhalters ohne Genehmigung nach § 5 ausübt,
3. als Lagerhalter die erforderlichen Bestätigungen nach § 5 Abs. 3 nicht ausstellt oder nicht anzeigt,
4. als Lagerhalter den Höchsttarif für die Übernahme der Vorratspflicht nach § 5 Abs. 5 überschrei-

tet,
5. als Lagerhalter, für den eine Bundeshaftung übernommen wurde, gegen die Bestimmungen des

§ 5 Abs. 6 verstößt,
6. die Meldungen und Auskünfte gemäß den §§ 11, 12, 13, 14 und 18 nicht oder nicht rechtzeitig,

unrichtig oder unvollständig erstattet,
7 die Bestimmungen des § 15 über die Führung von Aufzeichnungen nicht befolgt,
8. der Verpflichtung, die Kontrollen gemäß § 17 zu dulden, zuwiderhandelt,
9 der Verpflichtung zur Vorlage eines Meldescheines gemäß § 18 nicht nachkommt.

§ 21 Abs. 4 gilt."
15. Art. IV Abs. 1 lautet:
„(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit l Juli 1982 in Kraft und mit Ablauf des 31 Dezember 1996 außer

Kraft. Art. II § l und § 2, § 3 Abs. 5 erster und zweiter Satz, § 4 Abs. l Z 3, § 5 Abs. 2, Abs. 6 Z 6 und
Abs. 7, § 6, § 11, § 12 Abs. l erster Satz, § 14 zweiter Satz, § 18, § 21, § 22 und Art. IV Abs. 2 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 835/1995 treten mit l Jänner 1996 in Kraft. Die Verpflichtung
zur Übermittlung von Daten sowie das Auskunftsrecht gemäß § 18 erstreckt sich auch auf Importe, die ab
dem l Jänner 1995 getätigt wurden."

16. Art. IV Abs. 2 lautet:
„(2) Mit der Vollziehung des Artikels II dieses Bundesgesetzes sind betraut:
l Hinsichtlich des § 18 der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister

für wirtschaftliche Angelegenheiten;
2. hinsichtlich des § 20 der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten im Einvernehmen

mit dem Bundesminister für Finanzen;
3. hinsichtlich des § 23 der Bundesminister für Justiz;
4. hinsichtlich des § 24 der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten im Einvernehmen

mit dem Bundesminister für Inneres;
5. im übrigen der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten."

Klestil

Vranitzky
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Anlage
zu § 18

MELDESCHEIN
für die Einfuhr von Mineralölen der Positionen

Position Österreichischer Gebrauchszolltarif*) Menge (in kg)

Handelsübliche Warenbezeichnung

Drittland oder Mitgliedstaat der EU, aus dem der
Import erfolgt

Name und Anschrift des Importeurs/Empfängers **)

Datum des Importes/der Verbringung Firmenmäßige Unterschrift

*) Die Position Österreichischer Gebrauchszolltarif umfaßt
- die achtstellige Position KN und
- die zweistellige Position TARIC und
- die einstellige nationale Position,
wie sie in der Spalte ÖGebrZT-Code im ÖGebrZT aufscheint.
(zB Flugbenzin: 2710 0026 002)

**) Importeur (Art. II § l Abs. l Z 13 Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz 1982 - EBMG)
a) diejenige physische oder juristische Person sowie Personengesellschaft des Handelsrechtes,

aa) die bei der Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr der unter Art. II § l Abs. 1 Z 2 und 3
EBMG bezeichneten Waren aus einem Drittland Empfänger ist;

oder
bb) auf deren Rechnung die unter Art. II § l Abs. l Z 2 und 3 EBMG bezeichneten Waren von einem

Mitgliedstaat der Europäischen Union in das Anwendungsgebiet verbracht werden,
oder

b) sofern im Fall der lit. a zweiter Fall der Verbringer nicht festgestellt werden kann, der Empfänger
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836. Bundesgesetz, mit dem das Versorgungssicherungsgesetz- VerssG 1992 geändert
wird

Der Nationalrat hat beschlossen: j
Das Versorgungssicherungsgesetz - VerssG 1992, BGBl. Nr. 380/1992, wird geändert wie folgt:
l (Verfassungsbestimmung) Art. I lautet:

„Artikel I
(Verfassungsbestimmung)

(1) Die Erlassung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Art. II des Versorgungssicherungs-
gesetzes - VerssG 1992, BGBl. Nr. 380/1992, und in den Z 2 bis 8 des Bundesgesetzes, mit dem das
VerssG 1992 geändert wird, BGBl. Nr 836/1995, enthalten sind, sowie die Vollziehung dieser Vorschrif-
ten sind bis zum Ablauf des 31 Dezember 1996 auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer
das Bundes-Verfassungsgesetz etwas anderes vorsieht. Die in diesen Vorschriften geregelten Angelegen-
heiten können - unbeschadet der Stellung des Landeshauptmannes gemäß Art. 102 Abs. l B-VG - nach
Maßgabe des § 4 Abs. 3 von Einrichtungen der gesetzlichen Interessenvertretungen und nach Maßgabe
des § 5 Abs. l von juristischen Personen im übertragenen Wirkungsbereich als Bundesbehörden umittel-
bar versehen werden.

(2) Die Erlassung von Verordnungen des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten auf
Grund des Art. II bedarf, soweit derartige Verordnungen nicht ausschließlich die gänzliche oder teilweise
Aufhebung in Geltung stehender Verordnungen zum Gegenstand haben, der Zustimmung des Hauptaus-
schusses des Nationalrates.

(3) Bei Gefahr im Verzug sind Verordnungen des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten auf Grund des Art. II gleichzeitig mit dem Antrag auf Erteilung der Zustimmung des Hauptausschus-
ses des Nationalrates zu erlassen. Verordnungen, deren Erlassung die Zustimmung des Hauptausschusses
des Nationalrates nicht vorangegangen ist, sind unverzüglich aufzuheben, wenn der Hauptausschuß des
Nationalrates ihrer Erlassung nicht oder nicht innerhalb der dem Einlangen des Antrages folgenden
Woche zustimmt.

(4) Beschlüsse des Hauptausschusses des Nationalrates, mit denen die in Abs. 2 und 3 erwähnte
Zustimmung erteilt wird, können nur in Anwesenheit von mindestens der Hälfte seiner Mitglieder und mit
einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen gefaßt werden.

(5) Dieser Artikel tritt mit l Jänner 1996 in Kraft.
(6) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die Bundesregierung betraut."
2. In Art. II § 4 Abs. 3 letzter Satz wird die Bezeichnung „Bundeskammer der gewerblichen Wirt-

schaft" durch die Bezeichnung „Wirtschaftskammer Österreich" ersetzt.
3. In Art. II § 14 Abs. 2 Z l wird die Bezeichnung „Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz"

durch die Bezeichnung „Gesundheit und Konsumentenschutz" ersetzt.
4. In Art. II § 14 Abs. 2 Z 2 werden die Bezeichnung „Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft"

durch „Wirtschaftskammer Österreich" und die Bezeichnung „Bundeskammer für Arbeiter und Angestell-
te" durch „Bundesarbeitskammer" ersetzt.

5. In Art. II § 18 Abs. l lit. b wird am Ende der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und angefügt:
„sofern die Tat nicht nach lit. a zu bestrafen ist."

6. Art. II § 21 lautet:
„§ 21. (1) Artikel II tritt mit l Juli 1992 in Kraft.
(2) § 4 Abs. 3 letzter Satz, § 14 Abs. 2 Z l, § 14 Abs. 2 Z 2, § 18 Abs. l lit. b und § 22 in der Fas-

sung des BGBl. Nr. 836/1995 treten mit l Jänner 1996 in Kraft.
(3) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des 31 Dezember 1996 außer Kraft."
7 Dem Art. II wird folgender § 22 angefügt:
„§ 22. Mit der Vollziehung des Art. II dieses Bundesgesetzes sind betraut:
l hinsichtlich des § 14 Abs. 2 Z l der Bundeskanzler beziehungsweise nach Maßgabe ihrer Zu-

ständigkeit der Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten, der Bundesminister für Arbeit
und Soziales, der Bundesminister für Finanzen, der Bundesminister für Inneres, der Bundesmini-
ster für Landesverteidigung, der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, der Bundesmini-
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ster für Gesundheit und Konsumentenschutz und der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr;

2. hinsichtlich des § 16 Abs. l Z l nach Maßgabe ihrer Zuständigkeit der Bundesminister für Lan-
desverteidigung und der Bundesminister für Inneres;

3. hinsichtlich der §§ 13 zweiter Satz und 19 der Bundesminister für Inneres;
4. hinsichtlich des § 7 Abs. 4 vierter bis siebenter Satz und des § 11 der Bundesminister für Justiz;
5. hinsichtlich des § 12 nach Maßgabe ihrer Zuständigkeit die Bundesregierung beziehungsweise der

Bundesminister für Finanzen;
6. im übrigen der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten."
8. Art. III entfällt.

Klestil

Vranitzky

837. Bundesgesetz, mit dem das Bergbauförderungsgesetz 1979 geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:
Das Bergbauförderungsgesetz 1979, BGBl. Nr 137, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.

Nr. 32/1994, wird wie folgt geändert:
1 § 13 Abs. l werden folgende Sätze angefügt:

„Bei Festsetzung der Beihilfenhöhe ist nach den in der Anlage wiedergegebenen Richtlinien vorzugehen.
Die darin genannten Prozentsätze sind Höchstsätze. Sie dürfen bei Kumulierungen mit anderen Förderun-
gen aus demselben Titel nicht überschritten werden."

2. § 18 Abs. 1 lautet:
„(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit l Jänner 1979 in Kraft und mit Ablauf des 31 Dezember 2002

außer Kraft."
3. Die Anlage lautet:

„Anlage
zu § 13 Abs. l

Richtlinien
für die Festsetzung der Beihilfenhöhe

l Bei der Festsetzung der Beihilfenhöhe innerhalb nachfolgender Prozentrahmen ist
insbesondere auf die Ertrags-, Vermögens- und Finanzlage des antragstellenden
Bergbauberechtigten sowie auf die volkswirtschaftliche Bedeutung des zu
fördernden Vorhabens Bedacht zu nehmen.

2. Beihilfen zu den Kosten der Aufsuchung:
- in der Regel .............................................................................................................. bis 50%
— bei besonderer volkswirtschaftlicher Bedeutung...................................................... bis 65%
- bei hohen Risiken auf Grund schwieriger geologisch-lagerstättenkundlicher Ver-

hältnisse.................................................................................................................... bis 80%
3. Beihilfen zu den Kosten der Vorbereitung der Gewinnung in neuen Bereichen.......... bis 50%
4. Beihilfen zu den Kosten für Investitionen:

— Ersatzinvestitionen bei nicht aktiv gebarenden Bergbauberechtigten ...................... bis 50%
- Investitionen bei aktiv gebarenden Bergbauberechtigten ........................................ bis 25%
— Sonderinvestitionen bei aktiv gebarenden Bergbauberechtigten durch Zinsen-

stützung in der Größenordnung................................................................................ von 8-10 %,
abgezinst auf

5 Jahre
5. Beihilfen zur Abdeckung von Lasten, die aus der Umstrukturierung einzelner

Bergbaue herrühren und nicht im Zusammenhang mit der laufenden Förderung
stehen (Umweltschutz-, Landschaftsschutz- und Sicherheitsmaßnahmen im
Zusammenhang mit Stillegungen)................................................................................ bis 100%
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6. Beihilfen zu Umweltschutz-, Landschaftsschutz- und Sicherheitsmaßnahmen, die im
Zusammenhang mit der laufenden Förderung stehen ................................................... bis 25%

7. Beihilfen zur Abdeckung von Betriebsverlusten, sofern sie
a) 25% des Jahresumsatzes des jeweiligen Bergbaubetriebes nicht übersteigen
und
b) für jede erzeugte Tonne und jeden einzelnen Bergbaubetrieb die Differenz zwi-

schen den vorhersehbaren durchschnittlichen Kosten und den im folgenden
Haushaltsjahr durchschnittlich erzielbaren Erlösen nicht überschritten wird.

8. Beihilfen zu den tatsächlichen Kosten der endgültigen Beendigung der
Bergbautätigkeit (Stillegung) einschließlich der Kosten für die Sicherung der
Oberflächennutzung nach Beendigung der Bergbautätigkeit im Sinne des § 182 des
Berggesetzes 1975 ........................................................................................................ bis 100%

9. Beihilfen für Vorhaben zur Überbrückung von Notstandsfällen im technischen
Bereich.......................................................................................................................... bis 100%"

Klestil

Vranitzky


